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Krank

WennKrankenstand
denUrlaubunterbricht

Niemand möchte im Urlaub krank
werden oder verunglücken, aber
manchmal passiert es gerade dann.
Können Urlaubstage dann noch
„gerettet“ werden? Es gibt bestimm-
te Voraussetzungen, unter denen
der Urlaub im Krankenstand unter-
brochen wird, also keine Urlaubs-
tage abgezogen werden:
1. Die Erkrankung dauert länger als
drei Kalendertage (es zählt also
auch das Wochenende, zum Bei-
spiel Erkrankung von Freitag bis in-
klusive Montag).
2. Die Erkrankung oder der Unfall
dürfen nicht vorsätzlich oder grob
fahrlässig herbeigeführt worden
sein (beispielsweise ein Autounfall
aufgrund Alkoholisierung).
3. Die Erkrankung muss dem Ar-
beitgeber spätestens nach drei Ta-
gen mitgeteilt werden und nicht
erst nach dem Urlaub.
4. Bei Wiederantritt des Dienstes
hat der Arbeitnehmer dem Arbeit-
geber unaufgefordert eine Kran-
kenstandsbestätigung abzugeben.
Bei einer Erkrankung im Ausland
muss neben dem ärztlichen Zeug-
nis eine behördliche Bestätigung
vorgelegt werden, aus der hervor-
geht, dass das ärztliche Zeugnis von
einem zugelassenen Arzt ausge-
stellt wurde. Diese Bestätigung ist
nicht notwendig, wenn die Behand-
lung in einem öffentlichen Kran-
kenhaus erfolgt ist.
Aber Achtung: Die Unterbrechung
des Urlaubs durch die Erkrankung
führt zu keiner Verlängerung des
vereinbarten Urlaubs. Der Dienst
muss nach dem vereinbarten Ur-
laub wieder angetreten werden.
Birgit Kronberger ist Arbeitsrechts-

expertin (ViennaCityTax)
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Ein Auto kannman
wegen Lackfehlern
zurückgeben

Kann die Rückzahlung des Kauf-
preises gegen Rückgabe des Fahr-
zeugs wegen erheblichen Sachman-
gels geltend gemacht werden, wenn
bereits nach rund zwei Wochen er-
hebliche Mängel im Lack sichtbar
werden? Im konkreten Fall geht es
darum, dass der schwarze Lack ei-
nes Neuwagens weißliche Verfär-
bungen aufwies, die sich nicht
mehr entfernen ließen und von Vo-
gelkot herrührten. Der Oberste Ge-
richtshof hat einen Autohändler
zur Rückzahlung des Kaufpreises
Zug um Zug gegen Rückgabe des
Fahrzeugs, abzüglich des ungekürz-
ten Gebrauchsvorteils für 12.000
gefahrene Kilometer, verpflichtet.
Ein Neufahrzeug, dessen Lack
schon nach zwei Wochen trotz
sorgsamer Pflege unvermeidlich
durch alltägliche Umwelteinflüsse
Schäden erleidet, die innerhalb we-
niger Jahre zu Roststellen führen,
erfülle nicht die gewöhnlich vor-
ausgesetzten Eigenschaften. Da än-
dert auch die Tatsache nichts, dass
heute nur noch lösungsmittelfreie
Lacke verwendet werden, die nicht
so widerstandsfähig sind. M. Kind

Wann ist ein Nottestament gültig?
In Extremfällen kann man seinen Letzten Willen auch mündlich kundtun.

Seit der Erbrechtsnovelle 2004 gibt
es mündliche Testamente nur noch
als Notform. Ein solches Nottesta-
ment setzt voraus, dass es vor zwei
Zeugen errichtet wird und unmit-
telbar Gefahr droht oder zu be-
fürchten ist, dass der Erblasser
stirbt oder seine Testierfähigkeit
verliert, bevor er seinen Letzten
Willen auf eine andere Weise erklä-
ren kann – wenn also keine Zeit für
ein herkömmliches Testament
bleibt. Bereits 2012 wies der Obers-
te Gerichtshof (OGH) darauf hin,
dass es nicht allein auf das objektive
Vorliegen von Lebensgefahr an-
komme, vielmehr reiche schon eine
bedrohliche Situation aus, wenn sie

bei anderen Menschen in der Situa-
tion des Erblassers den Eindruck er-
weckt, es bestünde unmittelbar
ernstliche Lebensgefahr – in der
Praxis oft schwierig zu beurteilen.

So auch im Fall eines Arztes, der
im Alter von 62 Jahren nach einer
Notoperation verstarb, nachdem
bei ihm Blutkrebs diagnostiziert
worden war. Während seiner Wach-
phasen war der Patient geistig voll
orientiert und ansprechbar. Seinen
Gesundheitszustand beurteilte er
selbst als kritisch, wiederholt äu-
ßerte er die Vermutung, dass er die
Krankenstation nicht lebend verlas-
sen wird. Aus diesem Grund bat er
seine Lebensgefährtin, eine Richte-

rin, um Abklärung, wie er seine
letztwillige Verfügung ändern
kann. Er selbst konnte keinen län-
geren Text mehr verfassen, ein
fremdhändiges Testament hätte er
aber unterfertigen können. Nach-
dem ihn seine Lebensgefährtin auf
die Möglichkeit eines mündlichen
Testaments hingewiesen hatte, er-
klärte der Patient anschließend vor
zwei Zeugen, dass er seinen Neffen
und seine Nichte als Alleinerben
einsetzt und ein früheres Vermächt-
nis zugunsten seines Bruders wi-
derruft. Vor Gericht wurde die
Wirksamkeit des Nottestaments
dann bestritten. Der OGH stellte
klar: Für die Wirksamkeit ist ent-

scheidend, dass der Erblasser
subjektiv von einer lebensbe-
drohlichen Situation ausging
und der Eindruck durch objekti-
ve Umstände allgemein nach-
vollziehbar ist. Zudem müsse es
dem Erblasser unmöglich sein,
in anderer Weise zu testieren.

Im vorliegenden Fall wäre un-
ter Umständen ein fremdhändi-
ges Testament möglich gewesen.
Dafür hätte der Erblasser ledig-
lich einen weiteren Zeugen be-
nötigt, sodass er vor drei Zeugen
seinen Willen hätte diktieren
können. Die Gerichte müssen
jetzt prüfen, ob diese Möglich-
keit bestanden hat. klie

Einfachere Beschwerdemöglichkeiten für Verbraucher, umfassende Verpflichtungen für

Unternehmer: Was die jetzt in Kraft getretene Datenschutz-Grundverordnung der EU bringt.

STEPHAN KLIEMSTEIN

Es war ein zähes, jahrelanges Rin-
gen, bis sich Vertreter von EU-Kom-
mission, Europaparlament und der
Mitgliedsländer im Vorjahr auf eine
Reform des Datenschutzes einigten.
Europas Internetnutzer sollen
künftig mehr Kontrolle über ihre
persönlichen Daten haben.

Das ist eines der zentralen Ziele
der neuen Datenschutz-Grundver-
ordnung, welche die Datenschutz-
Richtlinie aus dem Jahr 1995 ersetzt.
Deren Regeln wurden in den einzel-
nen Ländern unterschiedlich um-
gesetzt. Heute sind sie veraltet und
lassen sich mit der zügig voran-
schreitenden Digitalisierung nur
noch schwer in Einklang bringen.

Künftig sollen in allen 28 EU-
Ländern gleich hohe Standards gel-
ten, die Bestimmungen zum Daten-
schutz werden harmonisiert. Für
Verbraucher ist das zu begrüßen:
Durch die neuen Vorschriften er-
halten sie mehr Kontrolle über ihre
personenbezogenen Daten.

1. Wie werden die Rechte

der Verbraucher gestärkt?

Verbraucher und Internetnutzer
haben künftig einen einfacheren
Zugang zu ihren personenbezoge-
nen Daten. Sie haben ein Recht auf

Berichtigung und Löschung („Recht
auf Vergessenwerden“) sowie ein
Widerspruchsrecht, auch in Hin-
blick auf die Verwendung ihrer Da-
ten im Zusammenhang mit der
„Profilerstellung“. Außerdem wird
es leichter sein, Daten von einem
Anbieter zum nächsten mitzuneh-
men („Portabilität“).

Unternehmer dagegen werden
stärker in die Pflicht genommen:
Nach den Bestimmungen der Da-
tenschutz-Grundverordnung müs-
sen sie ihren Kunden transparente
und leicht zugängliche Informatio-
nen über die Datenverarbeitung be-
reitstellen. Firmen, auch Internet-
konzerne wie Google, Facebook
oder Amazon, müssen die Zustim-
mung zur Datennutzung jetzt aus-
drücklich einholen und ihre Pro-
dukte datenschutzfreundlich vor-
einstellen.

Darüber hinaus sind geeignete
Sicherheitsmaßnahmen zu treffen,
um die Daten zu schützen. Was un-
ter geeignet konkret zu verstehen
ist, hängt vom Risiko ab, das mit
den jeweiligen Datenverarbeitungs-
vorgängen verbunden ist.

Ferner sind Unternehmen in be-
stimmten Fällen dazu verpflichtet,
Verletzungen des Schutzes perso-
nenbezogener Daten zu melden.
Behörden und Unternehmen, die

besonders riskante Datenverarbei-
tungen vornehmen, müssen einen
Datenschutzbeauftragten benen-
nen, der für die Einhaltung der Vor-
schriften verantwortlich ist.

2. Wie werdenMinderjährige

stärker geschützt?

Für die Nutzung von Internetdiens-
ten, darunter soziale Netzwerke wie
Facebook, Twitter oder Instagram,
legt Art. 8 der Verordnung ein Min-
destalter fest: Personenbezogene
Daten von Minderjährigen dürfen
demzufolge nur dann verarbeitet
werden, wenn das Kind seine aus-
drückliche Zustimmung erteilt hat
und über 16 Jahre alt ist.

Vor Vollendung des 16. Lebens-
jahres bedarf es einer Einwilligung
der Eltern.

Die Mitgliedsstaaten können
auch niedrigere Altersgrenzen vor-
sehen, diese dürfen aber nicht unter
dem vollendeten 13. Lebensjahr lie-
gen.

US-Technologieunternehmen
hatten sich mit Nachdruck gegen
ein Mindestalter von 16 Jahren ge-
wehrt und ein Mindestalter von 13
Jahren gefordert, wie es in den Ver-
einigten Staaten der Fall ist.

3. Wie werden die Strafen

für Verstöße verschärft?

Im österreichischen Daten-
schutzgesetz (DSG 2000) sind
für Übertretungen Verwaltungs-
strafen von bis zu 25.000 Euro
vorgesehen, wobei diese bisher
eher lasch verfolgt wurden. In
Zukunft werden deutlich stren-
gere Sanktionen verhängt: Im
Falle einer Verletzung der Vor-
schriften drohen jetzt Geldbu-
ßen von bis zu 20 Millionen Euro
oder bei Unternehmen vier Pro-
zent des gesamten weltweit er-
zielten Jahresumsatzes des vo-
rangegangenen Geschäftsjahrs.
Verhängt wird die jeweils höhere
Strafe. Wer sich in seinen Rech-
ten verletzt fühlt, kann bei einer
Aufsichtsbehörde Beschwerde
einlegen oder den Rechtsweg be-
schreiten.
Neben diesen Verwaltungsstra-
fen drohen Klagen von Mitbe-
werbern und Schutzverbänden,
die nach dem Gesetz gegen den
unlauteren Wettbewerb gegen
Datenschutzsünder vorgehen
können. Bis spätestens 25. 5.
2018 müssen die neuen Bestim-
mungen umgesetzt sein – dann
gelten sie unmittelbar in jedem
Mitgliedsstaat.
StephanKliemstein ist Rechtsan-

walt in Salzburg (Zumtobel Kron-

berger Rechtsanwälte)

Birgit
Kronberger

B
IL
D
:
S
N
/A
PA

/G
EO

R
G

H
O
C
H
M
U
TH

Internetnutzer
bekommen
mehr Rechte


